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I. Anfrage 

Im Jahr 1998 haben die Kantone Freiburg und Waadt eine interkantonale Vereinbarung 
unterzeichnet, in der namentlich die Schaffung des Interkantonalen Spitals der Broye (HIB), 
einfache Gesellschaft, Spital an zwei Standorten (Payerne und Estavayer-le-Lac), genehmigt wurde 
(Art. 1). Darüber hinaus haben sich die Kantone verpflichtet, die Bemühungen um eine Rechtsform, 
die das HIB stärkt, voranzutreiben (Art. 12).  

Obwohl die Schaffung einer einfachen Gesellschaft schon bald eine Fusion mit dem Bezirksspital 
der Broye und dem Zonenspital von Payerne ermöglichte (April 1999), war für die Beteiligten klar, 
dass diese Rechtsform nur vorübergehender Natur sein konnte. 13 Jahre später ist das HIB noch 
immer eine einfache Gesellschaft, eine für eine Gesundheitsorganisation mit über 600 Angestellten 
und einem Budget von über 75 Millionen Franken ziemlich fragile rechtliche Grundlage: Einem 
Unmündigen gleich darf das HIB jegliche noch so banale juristische Handlung (Verlängerung eines 
Bankkredits, Streit vor einem Arbeitsgericht usw.) ausschliesslich mit den ordnungsgemäss 
unterzeichneten Vollmachten der Gesellschafterinnen und Gesellschafter vollziehen – was zuweilen 
zu recht ungewöhnlichen Situationen führt.  

13 Jahre nach der Gründung des HIB muss festgestellt werden, dass etwas, was eigentlich reine 
Formsache schien, zu einem äusserst komplexen Anliegen geworden ist. Im Jahr 2007 wurde bei 
der Generalversammlung des Spitalverbands der Spitalzone VII bereits darauf hingewiesen, dass 
die Gesellschafterinnen und Gesellschafter ihr grundsätzliches Einverständnis für die Schaffung 
einer interkantonalen öffentlich-rechtlichen Anstalt mit eigener Rechtspersönlichkeit gegeben 
hatten. In seiner Ansprache erklärte der Jurist, der das Gesundheitsamt des Kantons Waadt vertrat, 
dass der Zeitpunkt für die Konsolidierung des Spitals gekommen sei. 2009 haben der Kanton 
Freiburg und der Kanton Waadt gemeinsam und gleichzeitig ein Vernehmlassungsverfahren zum 
Vereinbarungsentwurf über das HIB eröffnet. Sämtliche Vernehmlassungsadressaten (Verwaltung, 
Fraktionen, Berufsorganisationen und Gewerkschaften) hatten so die Gelegenheit, den Entwurf zu 
prüfen und bis im Oktober 2009 Stellung dazu zu nehmen. Soweit ich weiss, hat sich niemand 
gegen eine Stärkung der Rechtspersönlichkeit des HIB ausgesprochen.  

Angesichts dessen danke ich dem Staatsrat für die Beantwortung der folgenden Fragen:  

1. Wieso ist das Dossier mehr als 28 Monate nach Vernehmlassungsende noch immer nicht 
abgeschlossen?  

2. Ist der Entwurf für die Rechtsform vertraulich oder darf ich ihn mir ansehen?  

3. Wann wird der Entwurf dem Grossen Rat unterbreitet?  

4. Haben der Freiburger und der Waadtländer Staatsrat eine Frist für die Umsetzung der neuen 
interkantonalen Vereinbarung festgesetzt?  

13. Februar 2012 



Staatsrat SR  

Seite 2 von 4 

 

II. Antwort des Staatsrates 

1. Wieso ist das Dossier mehr als 28 Monate nach Vernehmlassungsende noch immer nicht 
abgeschlossen?  

a) Der von Ende August bis Ende November in Vernehmlassung geschickte Vorentwurf der 
interkantonalen Vereinbarung über das Interkantonale Spital der Broye (HIB) Waadt-Freiburg 
(HIB-Vereinbarung) wurde von den betroffenen Kreisen im Grossen und Ganzen gut 
aufgenommen. Nur das «Centre patronal vaudois» hat sich formell gegen die vorgeschlagene 
Rechtsform, soll heissen: den Status einer selbstständigen öffentlich-rechtlichen Anstalt, 
ausgesprochen. Drei weitere Vernehmlassungsadressaten («Parti libéral vaudois», «Chambre 
vaudoise du commerce et de l’industrie» und «Fédération des hôpitaux vaudois») haben diesen 
Vorschlag zwar bedauert, sich ihm jedoch nicht entgegengesetzt. Dem ist hinzuzufügen, dass der 
Verwaltungsrat des freiburger spitals (HFR) in seiner Stellungnahme vorgeschlagen hat, das Projekt 
unter dem Aspekt der neuen Spitalfinanzierung und der Abschaffung der kantonalen Schranken zu 
beurteilen, die einen regelrechten Paradigmenwechsel mit sich brächten.  

Die Sektionen Waadt und Freiburg des Schweizerischen Verbands des Personals öffentlicher 
Dienste (VPOD) haben den privatrechtlichen Personalstatus, mit dem die jetzige Situation 
beibehalten würde, kategorisch abgelehnt. Ab Juli 2010 fanden dazu Verhandlungen zwischen den 
Vertreterinnen und Vertretern des VPOD einerseits und dem Vorsteher des Gesundheits- und 
Sozialdepartements des Kantons Waadt und der Direktorin für Gesundheit und Soziales des 
Kantons Freiburg andererseits statt. 

Gleichzeitig berichtete der VPOD von Problemen in der chirurgischen Abteilung des HIB, die 
seines Erachtens namentlich auf einen Mangel an Pflegepersonal und einen offenen Konflikt 
zwischen den verantwortlichen Ärzten der Abteilung zurückzuführen war. Dieser Konflikt hatte zur 
Einleitung eines Kündigungsverfahrens gegen einen der Ärzte geführt. Angesichts dieser 
Krisensituation haben die beiden zuständigen Staatsräte die Durchführung eines Audits im HIB 
verlangt. Dieses Audit, das von Mitte August bis November 2010 dauerte, kam zum Schluss, dass 
verschiedene organisatorische Faktoren den Konflikt zwischen den beiden Chirurgen und die 
schlechte Stimmung in der chirurgischen Abteilung zusätzlich verstärkt hätten. Durch das Audit 
konnten verschiedene Mängel ausgemacht und entsprechende Empfehlungen zu deren Behebung 
formuliert werden (s. Antwort des Staatsrates auf die Anfrage 3320.10 Louis Duc vom 29. Juni 
2012).  

In der Folge haben die leitenden Organe des HIB unter der Führung einer Kommission, die vom 
Doyen der des HIB-Ärztekollegiums präsidiert wurde (COPIL Chirurgie), die chirurgische 
Abteilung neu organisiert. Am 30. Januar 2012 hat die HIB-Leitung den Gesundheitsdirektionen 
der Kantone Freiburg und Waadt die Ergebnisse und die getroffenen Massnahmen unterbreitet. Die 
Massnahmen betrafen neben der chirurgischen Abteilung auch die Abteilung für orthopädische 
Chirurgie, die im erweiterten Rahmen der Reorganisation analysiert worden war. Somit konnten die 
Arbeiten an der HIB-Vereinbarung erst im Februar 2012 wiederaufgenommen werden; der 
anlässlich der Sitzung vom 20. Januar 2012 verlangte Schlussbericht der COPIL Chirurgie wurde 
schliesslich am 25. April 2012 eingereicht. 

b) Des Weiteren musste der Entwurf der HIB-Vereinbarung auch unter dem Aspekt der neuen 
Spitalfinanzierung überprüft werden, dies weil die beiden Kantone das Bundesrecht nicht in 
gleicher Weise umsetzen.  
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Zur Erinnerung: Die öffentlichen Spitäler werden weiterhin die Infrastruktur verwenden, für die der 
Staat vor Inkrafttreten der neuen Spitalfinanzierung aufgekommen ist. Weil die Kosten für die 
Nutzung der Anlagen (Zinsen und Abschreibungen) künftig im leistungsbezogenen Tarif enthalten 
sind, sieht Artikel 9 des Freiburger Gesetzes über die Finanzierung der Spitäler und Geburtshäuser 
die Umwandlung der für Investitionen gesprochenen Beträge in Darlehen vor, sodass der Staat nicht 
doppelt zahlt. Die Einzelheiten der Umwandlung sind durch den Staatsrat zu regeln (s. Botschaft 
Nr. 251 vom 17. Mai 2011 des Staatsrates an den Grossen Rat zum Entwurf des Gesetzes über die 
Finanzierung der Spitäler und Geburtshäuser; TGR 2011, S. 1543). Die leitenden Organe des HIB 
haben jedoch die Anwendung des Freiburger Rechts auf ihre Anstalt von Beginn an in Frage 
gestellt: Im Wesentlichen argumentieren sie damit, dass die früheren Subventionen à-fonds-perdu 
entrichtet worden seien und die Aktivierung des Restwertes dieser Subventionen dem allgemeinen 
Grundsatz der Nicht-Rückwirkung des Rechts widerspreche. Die für das Dossier zuständige 
Direktion für Gesundheit und Soziales hat diesen Standpunkt für inakzeptabel erklärt. 

Daraufhin hat der Verwaltungsrat des HIB den Staatsrat als Schiedsrichter in dieser Angelegenheit 
angerufen. Im Anschluss an ein Treffen mit der Delegation für das Gesundheits- und Sozialwesen 
des Staatsrates am 12. Juni 2012 hat das HIB seine Meinung – zumindest teilweise – geändert. 
Zwar hat es grundsätzlich daran festgehalten, dass Artikel 9 des Freiburger Gesetzes über die 
Finanzierung der Spitäler und Geburtshäuser in seinen Augen verfassungswidrig ist, hat jedoch 
vorgeschlagen, die Forderung des Staates in der Eingangsbilanz der neuen selbstständigen 
öffentlich-rechtlichen Anstalt, die durch die interkantonale Vereinbarung gegründet werden soll, 
aufzuführen. Von Seiten des Staates ist dieser Vorschlag angenommen worden. Sobald also der 
entsprechende Betrag unter Berücksichtigung der für die anderen öffentlichen Spitäler des Kantons 
geltenden Grundsätze festgesetzt worden ist, kann das Gesetzgebungsverfahren zur interkantonalen 
Vereinbarung fortgesetzt und der Entwurf, der im Übrigen schon bereit ist, den Kommissionen für 
auswärtige Angelegenheiten des Freiburger und des Waadtländer Parlaments unterbreitet werden. 
Auch wenn nun ein Ausweg aus der Sackgasse gefunden werden konnte, haben diese Diskussionen 
die Arbeiten am HIB-Vereinbarungsentwurf weiter hinausgezögert.  

c) Die Revision des Vertrags vom 9. März 2001 über die Aushandlung, Ratifikation, Ausführung 
und Änderung der interkantonalen Verträge und der Vereinbarungen der Kantone mit dem Ausland 
(heute: Vertrag vom 5. März über die Mitwirkung der Kantonsparlamente bei der Ausarbeitung, der 
Ratifizierung, dem Vollzug und der Änderung von interkantonalen Verträgen und von Verträgen 
der Kantone mit dem Ausland [Vertrag über die Mitwirkung der Parlamente, ParlVer]), welcher der 
Grosse Rat am 8. Oktober 2010 beigetreten und die am 1. Januar 2011 in Kraft getreten ist, hat 
ebenfalls eine Anpassung des HIB-Vereinbarungsentwurfs erfordert.  

2. Ist der Entwurf für die Rechtsform vertraulich oder darf ich ihn mir ansehen?  

Der Vereinbarungsentwurf beschränkt sich im Wesentlichen darauf, dem HIB eine neue Rechtsform 
zu geben; er enthält keine besonders vertraulichen Inhalte im Sinne von Artikel 10 Abs. 1 des 
Gesetzes vom 11. September 2009 über die interkantonalen Verträge (VertragsG). Gemäss Artikel 
10 Abs. 2 VertragsG ist die Kommission für auswärtige Angelegenheiten regelmässig zu 
informieren, was im Übrigen der Fall war, bis die Arbeiten am Entwurf im Juli 2010 infolge der 
zuvor erwähnten Ereignisse unterbrochen wurden. Sobald der Vereinbarungsentwurf spruchreif ist, 
wird der Staatsrat ihn der zuständigen Kommission unterbreiten.  
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3. Wann wird der Entwurf dem Grossen Rat unterbreitet?  
4. Haben der Freiburger und der Waadtländer Staatsrat eine Frist für die Umsetzung der neuen 

interkantonalen Vereinbarung festgesetzt?  

In Anbetracht der neuerlichen Verzögerungen aufgrund der Diskussionen mit den leitenden 
Organen des HIB bzgl. Anwendung des Freiburger Gesetzes über die Finanzierung der Spitäler und 
Geburtshäuser, aber auch mit Blick auf die ausstehenden Arbeiten zur Festlegung der Höhe des 
Darlehens, das in die Eingangsbilanz der neuen Einrichtung einzutragen ist, werden die beiden 
Regierungen den Entwurf wohl frühestens Anfang Herbst 2012 verabschieden können. Das weitere 
Vorgehen hängt davon ab, wie das Dossier von der – noch zu schaffenden – Interparlamentarischen 
Kommission Waadt und Freiburg behandelt wird, und von den Änderungsanträgen, die diese 
allenfalls stellen wird. Wenn die Vereinbarung auf den 1. Januar 2013 in Kraft treten soll – dieses 
Datum war bei der Wiederaufnahme der Arbeiten im Februar 2012 vorgesehen – müsste sie vor 
Ende 2012 von beiden Parlamenten verabschiedet werden.  

21. August 2012 


